Protokoll





Gegenstand: Überprüfung der Rechtsordnung auf behindertendiskriminierende Be�stimmungen; Untergruppe: „Bildung-Erziehung-Kultur“





Sitzungsort: Parlament, Lokal IV





Vorsitz: SL MR Dr. Heinz Gruber (BMUK, Sektion V) bzw. AL Dr. Gerhard Münster (BMUK, Abt. III/A/2)





Anwesende: lt. Teilnehmerliste





Beginn: 9.30 Uhr





Ende: 13.00 Uhr








Am Montag, den 18. Mai 1998, fand im Parlament unter Leitung von Dr. Gruber bzw. unter Leitung von Dr. Münster die 1. Sitzung der Untergruppe „Bildung-Erzie�hung-Kultur“ statt. Als Ausgangspunkt für die Besprechung diente eine dem Forde�rungsprogramm der Behindertenverbände entsprechende nach den einzelnen Materien gegliederte Arbeits�unterlage. 


Betreffende Gesetzesstellen wurden verlesen und auf deren behindertendiskriminieren�de Wirkung in Diskussion gestellt: 





Zu I. Schulpflichtgesetz, §§ 8a, 8b und 15 (Regelungen betreffend den Schulbesuch):





Zu § 8a:


Herr Forcher, Vertreter der I:Ö, führt aus, dass die Diskriminierung der Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf in der Tatsache der „Andersbehandlung“ dieser Kinder liegt. Das Fehlen entsprechender Rahmenbedingungen (Abhängigkeit von baulichen Gegebenheiten bzw. personellen Voraussetzungen - z.B. Zustimmung der Lehrkraft) führt dazu, dass ein Kind mit sonderpädagogischem Förderbedarf diese Schule nicht besuchen kann.


 Zudem erhebt er den Vorwurf, dass Schulbehörden nicht gesetzeskonform vollziehen.





Herr Oechsner, Herausgeber der Zeitschrift DOMINO, kritisiert die „Machtposition“ der Schulbehörde, da die Schulbehörde letztendlich entscheidet, ob der sonderpädago�gische Förderbedarf  an einer Schule (Ressour�cen�knappheit) erfüllt werden kann, zudem die damit verbundene Ungleich�behandlung nicht behinderter und behinderter Kinder, weil erstere in der Regel am Wohnort beschult werden können. Er fordert die Vorlage eines Stufenplanes, der eine generelle Umsetzung des sonderpädagogischen Förderbedarfes in den Schulen vorsieht. Er betrachtet schon die Feststellung des son�derpädagogischen Förderbedarfes  als dis�kriminierend.





�
 Abg. z. NR Dr. Kier, Klub Liberales Forum, führt aus, dass die gesetzliche Bestim�mung des § 8a  ressourcendeterminiert ist und damit eine Restgröße ungleich be�han�delt wird, die einen irreversiblen Nachteil auf Lebensdauer erleidet. (Vorschlag von Zielvorgabe und Zeitrahmen.)





Mag. Feuerstein, Grüner Klub, wirft die Frage auf, wer über Ressourcen und Fördermittel entscheidet.





Mag. Krispl, Vertreter der Wiener Landesregierung, behält sich vor, im Hinblick auf die Finanzierungsmöglichkeiten keine Stellungnahme abzugeben, er erinnert an die Aufgabe der Arbeitsgruppe, die darin liegt,  zu überprüfen, ob eine Diskriminierung vorliegt. Weiters führt er aus, dass es nicht Aufgabe der Arbeitsgruppe ist, zu diesem Sitzungstermin konkrete Lö�sungsmöglichkeiten zu erstellen, sondern vielmehr Ansätze zu erarbeiten, die einer Dis�kussion breitern Ausmaßes zugeführt werden müssen (Länderkompetenzen!).





Dr. Münster, Vertreter des Unterrichtsressorts, weist darauf hin, dass die Diskussion um den sonderpädagogischen Förderbedarf, als pädagogisches Konzept, nicht neu aufgerollt werden soll. § 8a beinhaltet einen bedingten Rechtsanspruch. Es besteht eine Verpflichtung (und kein Ermessen) des Bezirksschulrates, alles Erforderliche zu veranlassen, damit der Förderbedarf erfüllt werden kann.  Limitierungen im Hinblick auf Planstellen ergeben sich auch für nicht behinderte Kinder. Zudem fällt räumliche Ausstattung der Pflichtschulen in den Zuständig�keitsbereich der Länder. Außerdem stellt sich damit die Frage der Aufrechterhal�tung des Sonderschulsystems bzw. ob jede Schule die entsprechende Ausstattung zur Verfügung stellen muss. Ferner führt Dr. Münster aus, dass im Schulpflichtgesetz auf den Einzelfall abgestellt wird.





Herr Wiesmann, Unterrichtsressort — Ministerbüro, führt aus, dass seiner Ansicht nach das Gesamtsystem keine Diskriminierung enthält, an einzelnen Standorten jedoch Verbesserungs�möglichkeiten gegeben sind, weil die Umsetzung in einigen Teilen Österreichs noch nicht so weit fortge�schrit�ten zu sein scheint.





Herr Gfatter stellt die Fragen, wer die Schulbehörde überprüfe, und wie es sich mit der Motivation zur Umsetzung des sonderpädagogischen Förderbedarfes verhalte. Verhandlungs�leiter Dr. Gruber weist darauf hin, dass es sich bei „der Entscheidung über den Schulbe�such“ um eine behördliche Entscheidung handelt, gegen die Rechtsmittel erhoben werden können. Ferner weist er darauf hin, beim Wesentlichen zu bleiben, da die Frage der Moti�vation keine Angelegenheit einer Diskriminierung ist. 





Zu § 8a wird als Besprechungsergebnis festgehalten, dass die Behindertenverbände einen Diskriminierungstatbestand sehen und fordern, dass der sonderpädagogische Förderbedarf in jeder Volksschule vorzusehen ist.





Zu § 8b wird festgehalten, dass jene Bestimmung deckungsgleich mit § 8a ist, weil ihr derselbe Sachverhalt zugrunde liegt und somit das zu § 8a Gesagte ebenfalls zutrifft.





Zu § 15:


Herr Forcher (I:Ö) führt dazu aus, dass diese Bestimmung dem Artikel 2 des 1. Zusatz�protokolls zur MRK widerspricht, da das Recht auf Bildung niemanden verwehrt werden dürfe, und die Schule für jenen Personenkreis die Verantwortung nicht übernehmen würde.





Frau Hammerschmid, i V für Univ. Prof. Volker Schönwiese, legt dar, dass sich der Begriff „Schulunfähigkeit“ im Wandel befindet  und es kein Kind gibt, das nicht „bildbar“ wäre. Der Begriff „Schulunfähigkeit“ ist von der Definition „Schule“, abhängig. Erstrebenswert ist ein Begriff, der nicht dem Menschen zugeschrieben wird. Man muss sich überlegen, was mit jenen Menschen passiert, die durch den Rost fallen. Erstrebenswert wäre aus ihrer Sicht ein Unterricht zu Hause.


Der Vorsitzende, Dr. Gruber führt dazu aus, dass der häusliche Unterricht im Bezug auf die leistungsspezifischen Abschlüsse (Externistenprüfungen) in der Verantwortlichkeit des Schulwesens liegt, jene Kinder aber einer Förderung bedürfen, die außerhalb des Schulwesens liegt. 





Herr OECHSNER, Herausgeber der Zeitschrift DOMINO, stellt fest, dass mit dem Begriff „Schulunfähigkeit willkürlich umgegangen wird, ein selektives Modell besteht, das beinhaltet, dass diese Gruppe keinen Anspruch auf Schule hat und ein „Schutz vor Förderung“ eine Diskriminierung beinhaltet.





Der Vorsitzende Dr. Gruber legt dar, dass diese Bestimmung eine Schutzbestimmung für das Kind beinhaltet (in der Praxis wird zumeist der Antrag auf Feststellung der Schulun�fähigkeit von den Eltern gestellt), und dass jene Bestimmung auf den Gesundheitszustand, der nicht außer Acht gelassen werden darf, abstellt. Zudem ist den Kindern nicht das Recht auf den Schulbesuch genommen, weil es sich um eine reversible Entscheidung (Führung einer Schulpflichtmatrik) handelt, die abhängig von der Entwicklung des Gesundheitszustandes ist.





Herr Ladstätter, Vertreter von SLIÖ, fordert die Streichung des Begriffes „Schulun�fähigkeit“ und die Festlegung eines Rechtes auf Förderung.





Dr. Münster weist darauf hin, dass die Zahl der schulunfähigen Kinder im Sinken (gesetzwidriger Gebrauch im Interesse der Eltern, die wollten, dass ihr Kind ein Jahr später eingeschult wird; jetzt durch eine geplante Novelle zu den Schulgesetzen nicht mehr anwend�bar, weil in der neuen Schuleingangsphase alle schulunreifen Kinder schulisch betreut werden sollen) begriffen ist und auf medizinisch gelagerte Fälle beschränkt ist, und der medizinische Standpunkt nicht außer Acht gelassen werden darf.





Vorsitzender Dr. Gruber weist auf die Definition „Schule“ hin und den Wechsel in eine andere Rechtsmaterie. Zudem weist er darauf hin, dass jene Bestimmung einen Kontroll�mechanismus beinhaltet.  





Herr Wiesmann (Ministerbüro) sichert zu, in nächster Zeit eine Analyse der Bildungsangebote erstellen zu lassen, um Defizite zu eruieren. Ferner stellt er die Beratungsaufgabe der Schule in den Vordergrund (bessere Information ...).





Zu Protokoll wird gegeben, dass bezüglich der „Schulunfähikeit“ unterschiedliche Positionen bestehen.





Die Vorsitzführung wird nun von Dr. Münster übernommen, da der Vorsitzende aus Termingründen an der Weiterführung der Sitzung verhindert ist.





Pkt. VI. (Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz) wird vorgezogen:





Zu § 46 Abs. 6:


„Der Freiwilligkeitspassus“ in der betreffenden Gesetzesbestimmung wird von den Behin�derten�ver��bänden als diskriminierend angesehen.





Dr. Münster  führt dazu aus, dass jene Bestimmung als Schutzbestimmung für Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf zu werten ist, wenn kein Lehrer vorhanden ist, der über eine sonderpädagogische Ausbildung verfügt.





Herr Focher (I:Ö) erörtert dazu, dass nicht die Ausbildung zum Sonder- bzw. Heilpäda�gogen entscheidend ist, weil diese zu medizinisch orientiert ist, sondern das Engagement. Außerdem sind andere Qualifikationen — der gemeinsame Unterricht, der in der Lehrerfort�bildung nicht gelehrt wird, entscheidend. Zudem ist die entsprechende Begleitung der Lehr�personen wesentlich. Als diskriminierend wird angesehen, dass  die „Freiwilligkeit“ dazu führen kann, dass ein Kind mit sonderpädagogischem Förderbedarf die Schule nicht besuchen kann.





Herr Wiesmann (Ministerbüro) verwehrt sich gegen das Argument, dass an Pädagogischen Akademien und Pädagogischen Instituten keine Fortschritte erfolgen würden. Außerdem weist er darauf hin, dass es keinen Rechtsanspruch auf einen bestimmten Lehrer gibt und diese Bestimmung für die gesamte Integrationsklasse gilt. Die Zustimmung ist ein Spezifikum des LDG und Verhandlungsergebnis der politischen Gespräche. 





Mag. Feuerstein, Grüner Klub, sieht eine Diskriminierung darin, dass Lehrer Kinder, die nicht Deutsch als Muttersprache haben, unterrichten müssen,  bei Kindern mit sonderpäda�gogischem Förderbedarf  aber eine Zustimmung erforderlich ist.





Der Vorsitzende Dr. Münster weist darauf hin, dass die fehlende Zustimmung eines Lehrers nicht im Zusammenhang mit den Stellenplanrichtlinien der Länder steht. Ferner, dass der Gesetzgeber vom nötigen Engagement der Lehrkräfte ausgehen muss.





Herr OECHSNER, Herausgeber der Zeitschrift DOMINO, fordert die Streichung der Formulierung und weist darauf hin, dass es im Problemkreis des Lehrers liegt, eine Lösung zu finden. 





Herr Wiesmann weist darauf hin, dass die Dienstverträge auch in der Privatwirtschaft Grenzen beinhalten und eine Änderung der Tätigkeit zu einer Vertragsänderung führt. Weiters gibt er zu bedenken, dass in manchen Spezialbereichen selbst die Qualifizierung für Sonder�pädagogik nicht ausreichend ist.





Frau Hammerschmid, i V. von Univ. Prof. Schönwiese SLIÖ, hält fest, dass es vom Willen des Lehrers abhängt, ob die Klasse vom Kind besucht werden kann oder nicht und das Faktum besteht, dass es Lehrer gibt, die keine behinderten Kinder unterrichten wollen, und somit das Problem beim Lehrer liegt, und daraus für das Kind keine Konsequenzen entstehen dürfen.





Mag. Krispl, Wiener Landesregierung, schließt sich den Ausführungen von Frau Hammerschmid an. Außerdem weist er darauf hin, dass die Bestimmung im LDG unnötig ist, da Dienstverträge so auszulegen sind, wie sie formuliert sind. Er führt aus, dass hier politische Überlegungen ausschlaggebend waren, eine bestimmte Personengruppe anders zu behandeln als alle anderen (z. B. Kinder mit nicht deutscher Muttersprache). Ferner weist er darauf hin, dass das jetzt Gesagte als persönliche Meinung zu werten sei und nicht in seiner Funktion als Vertreter der Wiener Landesregierung. Er führt dazu weiters aus, dass ihm sein Vorgesetzter freigestellt habe, auch eigene Aspekte — eben auf Grund seiner Behinderung — einzubringen.





Herr Wiesmann (Ministerbüro) weist darauf hin, dass das Land Wien im Begutachtungs�verfahren eine andere Position vertreten hat.





Dr. Ronovsky (Bundesministerium für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten, Abtei�lung III/A/3) weist im Zusammenhang mit den Ausführungen von Mag. Krispl darauf hin, dass es im Dienstrecht noch andere Bestimmungen gibt, bei denen die Zustimmung des Lehrers erforderlich ist (VS, HS, SS: Verwendung nur vier Wochen für den Bereich für den sie nicht ausgebildet sind). Weiters weist er auf die Minderheitenlehrer hin.





Frau Mag. Haider, Integration:Österreich, stellt fest, dass die Auswirkungen die Diskrimi�nierung ausmachen.





Herr SRB, Vertreter der SLIÖ, weist darauf hin, dass hier zwei unterschiedliche Auffassungen vertreten werden, die zu Blatt gebracht werden müssen. Er fordert ein wahrheitsgemäßes Protokoll.





Herr Focher (I:Ö) fasst zusammen, dass diese „dienstrechtliche Besonderheit“ diskrimi�nierende Auswirkungen habe, seitens der Behindertenverbände die Haltung der Lehrer, die keine behinderten Kinder unterrichten wollen, akzeptiert wird, viele Lehrer, die sich auf Integration einlassen, positive Erfahrungen machen, und man eben das Dienstrecht ändern müsse.





Der Vorsitzende weist darauf hin, dass das Engagement der Lehrer nicht per Gesetz geregelt werden kann, man aber außerhalb dessen daran arbeiten werde. Das Argument, der Lehrer, der seine Zustimmung verweigert, solle eben um Versetzung ansuchen, schon an der Durch�führbarkeit  scheitert (schulfeste Stellen).





Bezüglich der Zustimmung des Lehrers, der keine sonderpädagogische Ausbildung besitzt bestehen unterschiedliche Positionen, seitens des Unterrichtsressorts wird vertreten, dass diese Bestimmung einen Schutz des Kindes mit sonderpädagogischem Förderbedarf beinhaltet, seitens der Behindertenverbände wird vertreten, dass diese Bestimmung diskriminierende Auswirkungen nach sich zieht.





Zu II. Schulunterrichtsgesetz  ( §§ 3, 5 Abs. 4 und § 43 1a des Schul�organisationsgesetz):


 


Frau Jarmar, Österreichischer Gehörlosenbund,  referiert zum Problem des § 121 des SchOG. Der Vorsitzende weist darauf hin, dass dies im Zusammenhang mit dem Dienstrecht steht und als solches als eigener Punkt in dieser Arbeitsgruppe sowie daneben auch in der Sitzung der Arbeitsgruppe „Berufsausbildung-Beschäf�tigung-Erwerbstätigkeit-Altersvor�sorge“ unter Vorsitzführung des Sozialministeriums behandelt werden wird.





Zu § 3 (1):


Der Vorsitzende, Dr. Münster, führt dazu aus, dass die Bestimmung in § 3 Abs. 1 durch die gesetzlichen Regelungen betreffend Abweichungen vom Lehrplan auf Grund einer Körperbehinderung überholt erscheinen könnten und sagt eine rechtliche Prüfung dieser Bestimmung zu. 





Herr Roiss (Österreichischer Gehörlosenbund) führt aus, dass Gehörlose keinen sonderpädagogischen Förderbedarf benötigen, da sie den Anforderungen, die der Lehrplan stellt, mit technischer Hilfe (Inhalt durch Gebärdensprache) gewachsen sind.





Der Vorsitzende, Dr. Münster, führt dazu aus, dass die Möglichkeit gegeben ist, den sonderpädagogischen Förderbedarf abzuerkennen, in der Volksschule aber eher ein sonderpädagogischer Förderbedarf (pädagogische Erwägungen) zuerkannt wird.





Herr Roiss bezweifelt die Funktion des Schularztes, bei der Feststellung, ob das Kind „intelligent“ genug ist.





Der Vorsitzende, Dr. Münster, erörtert, dass es beabsichtigt ist, gesetzlich zu regeln, den Schularzt nur mehr zuzuziehen, wenn es sich um medizinische Belange handelt („erforder�lichen�falls“).





Seitens des Österreichischen Gehörlosenverbandes wird darauf hingewiesen, dass Gehörlose auf die visuelle Wahrnehmung, anders als Blinde und Rollstuhlfahrer, angewiesen sind und die Lehrer überfordert sind, wenn sie die Gebärdensprache nicht beherrschen.





Herr Forcher, I:Ö, weist darauf hin, dass es Fälle gibt, in denen Eltern herangezogen werden, sich an den Kosten für Schulbegleiter zu beteiligen.





Der Vorsitzende, Dr. Münster, stellt dazu klar, dass es sich  dabei um eine Rechtswidrigkeit im Vollzugsbereich handelt. (Schulerhalter, mit Schulgeldfreiheit nicht vereinbar.)





Zu § 5 Abs. 4 (Reihungskriterien):


Dazu führt der Vorsitzende Dr. Münster aus, dass bei dieser Bestimmung kein Bezug zum sonderpädagogischen Förderbedarf hergestellt werden darf.





Frau Haider, (I:Ö), stellt fest, daß es im städtischen Bereich an den allgemeinbildenden höheren Schulen keine Integrationsklassen gibt, da großer Andrang besteht, bei der Aufnahme auf Leistung abgestellt wird.





Herr WIESMANN, Ministerbüro, führt aus, dass die Integration im AHS-Bereich Ergebnis eines Kompromisses ist, der erfordert, dass individuell nach Art der Behinderung und Standort vorgegangen wird. Bezirksschulräte und Landesschulräte sind verpflichtet, Begleit- und Stützmaßnahmen zur Verfügung zu stellen. Auf dem Sektor der universitären Ausbildung der AHS-Lehrer ist allerdings ein Nachholbedarf gegeben. Entsprechende Motivationsarbeit ist noch zu leisten, damit Vorstellung und Entwicklung übereinstimmen.





Frau Mag. Bauer, BMUK Abteilung I/8,  erwidert auf die Anfrage seitens der SLIÖ, dass für das heurige Schuljahr im Regelschulwesen keine Integrationsklasse im AHS-Bereich besteht. Integrationsklassen gibt es im Schulversuch.





Herr Forcher, I:Ö, übermittelt ein dreiseitiges Forderungsprogramm, dass dem Protokoll beigeschlossen werden soll (siehe Anhang).





Als weitere Vorgangsweise wird festgelegt, dass seitens des Ressort dem Bundeskanzleramt einen Zwischenbericht zugeht. Für den nächsten Sitzungstermin wird festgelegt, dass das Bundesministerium für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten einen Terminvorschlag erstellt, von dessen Akzeptanz ausgegangen wird, wenn keine Rückmeldungen erfolgen. Bei Terminschwierigkeiten erfolgt eine Abwägung seitens des Ressorts. (Eine Abstimmung des Termins mit allen Beteiligten kann auf Grund der Größenordnung organisatorisch nicht erfolgen.)





Mit Frau JAMAR, Österreichischer Gehörlosenbund EUO, wird vereinbart einen gesonderten Sitzungstermin im Unterrichtsressort zur Verfügung zu stellen, bei dem auf die besondere Situation der Gehörlosen eingegangen werden soll, die sich einerseits als zugehörig zur Gruppe der Behinderten sehen andererseits aber auch anstreben, als sprachliche Minderheit anerkannt zu werden.


Dazu wird weiters angemerkt, dass im Verlauf der Besprechung von Frau JAMAR wiederholt auf die Sonderstellung der Gehörlosen im Bezug auf den sonderpädagogischen Förderbedarf hingewiesen wurde und weiters dargestellt wurde, dass nur O,O1% der Gehörlosen studieren. 


Festgehalten werden zudem die Ausführungen von Frau Dimmel, Österreichischer Gehör�losen�bund, die erörterte, dass es für gehörlose Eltern sehr schwierig ist, zu überprüfen, ob beim Kind ein Sprachfehler vorliegt und dass dies Aufgabe der Schule ist. Außerdem darf nicht außer Betracht bleiben, dass jene Kinder zu Hause keine lautsprachliche Förderung erhalten.
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